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Telegraphiſche Rachrichten. 

h Stuttgart, 4. März. Der „Staatsanzeiger“ publizirt ein könig⸗ 
ches Dekret, dem zufolge die Ständeverſammlung auf den 15. d. M. 
Aberufen wird. 
San Sebaſtian, 3. März. Die Carliſten haben nach hier ein⸗ 
Dangenen Meldungen ihre Stellungen vor Bilbao aufgegeben und 
N in den Encartaciones konzentrirt. 
London, 4. März. Die Anglo⸗Egyptiſche Bankzeſellſchaft ver⸗ 
eutlicht eine Erklärung, wonach fie von der egyptiſchen Regierung 
ächtigt iſt, die Nachricht, daß über die Aufnahme einer neuen 
Hoptiſchen Anleihe von 15 Millionen Pfund Sterling Verhandlungen 
j Rille, als durchaus unbegründet zu bezeichnen. — Erzbiſchof 
Manning hat von der päpſtlichen Kurie die Aufforderung erhalten, 
bie in Rom einzufinden und ſeine Abreiſe dorthin auf morgen feſt⸗ 

Kt. 
Kalkutta, 3. März. Nach einer dem „Standard“ aus Kalkutta 
biedangenen Meldung iſt die chineſiſche Expedition unter dem Oberſten 
owne von den Eingebornen angegriffen worden. Der engliſche In⸗ 
Aer Margary, welcher die Expedition begleitete, wurde dabei ge⸗ 
let. 
1 Montevideo, 1. März. In Buenos ⸗Ayres haben hier einge⸗ 
tenen Nachrichten zufolge Demonſtrationen gegen den Klerus ſtatt⸗ 
unden. Dabei iſt es zu Ruheſtörungen gekommen, bei denen die 

ſſionshäuſer der Jeſuiten in Brand geſteckt und der Palaſt des 
eubiſchofs geplündert wurde. 

Waſhington, 3. März. Das Repräſentantenhaus nahm die 

U an, durch welche das Territorium Colorado als Staat zum Kon⸗ 

ese zugelaſſen wird. Der beantragte Eintritt des Territoriums Neu⸗ 
Tilo als Staat in den Kongreß wurde abgelehnt. 
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Vom Landtage. 


22. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 


d. Berlin, 4. März, 11 Uhr. Am Miniſtertiſche Camphauſen und 
Achenbach mit mehreren Kommiſſarien. * h 
Es find eingegangen vom Finanz- und Juſtizminiſter ein Geſetz⸗ 
Awurf, betreffend das Hinterlegungsweſen, von den Miniſtern des 
nern und der Juſſiz ein Geſezentwurf, betreffend die Regelung der 
rechtlichen Stellung des fürſtlichen Hauſes Sayn - Wittyenftein- 
Ferlebura, und vom Kultusmigiſter ein Geſetzentwurf betreffend 
ie Einſtellung der Leiſtungen aus Staatsmitteln für die 
FEmiſch⸗kat holiſchen Bisthümer und Geiſtlichen. (Große 


2 . Vorlage wird ſofort zum Druck befördert und ſoll noch 
Abend vertdeilt werden. Ueber ihren Inhalt erfahren wir vor⸗ 
Folgendes: es ſollen fümmiliche Leiſtungen für die Bitzthümer 
ein, Die Geiſtlichen bis dahin einbehalten werden, daß die Biſchöfe, 
In Bistbumsverweſer erklären die Staatsgeſetze befolgen zu wollen. 
en Didzefen, in welchen der Biſchof dieſe Erklärung weigert, wer⸗ 
Ki, die Kompetenzen den einzelnen Geistlichen weitergezablt, welche als 
Achelne die Erklärung abgeben. Der Kultusminiſter iſt ermächtigt, 
Nandn Geiſt ichen die Zahlung leiſten zu laſſen, die durch konkludente 
60 lungen beweiſen, daß ſie die Staatsgeſetze befolgen wollen. Die 
rage enthält außerdem nähere Beſtimmungen über die Ausführung 
ich gekündigten Maßregel und wird in den Motiven vorzugsweiſe 
\ Se neueſte Encyklika begründet. (Vergl. unten den Wortlaut 
etzes.) 5 
An In dritter Berathung wird der Geſetz Entwurf betreffend die Dek: 
aner bei der Begebung der Eiſenbahnanleihe aus dem Jahre 1868 
ie 
A 


x 
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denen Kursverluſte ohne Debatte definitiv genehmigt. 

re lsdann ſtebt der Geſetz Entwurf betreffend die Abtretung der 
fanden Bank an das Reich und die Errichtung von Zweig: 
lralten derſelben in außerpreußiſchen Theilen des Reiches zur zweiten 
N hung. Die einzelnen Paragraphen deſſelben werden obne Dis⸗ 
e genehmigt. Zu dieſem Gefege hat der Abg. Pariſius folgende 
d ion beantragt: „Die Staatsregierung aufzufordern, für den 
Nanda bei der Auseinanderfegung mit der Reichsbank über die 
künndftücke der Preußiſchen Bank von der Reichsbank eine Entſchädi⸗ 
für den Uederſchuß des wirklichen Werths über den Buchwerth 
Preußen zu zahlen ift, dieſe Entſchärigunz unverkürzt in die Staats 


abzuführen.“ 
a Der Antragfieller führt aus, daß es allerdings nicht gut möglich 
N Err die hier vorliegende zweifelhafte Rechtsfrage in diefem Hauſe 
BUN uiſcheidung zu treffen; aber man könne ohne Gefahr für den 
N ie den Antrag annehmen oder ablehnen, da es ſich nur um ums 
V aualliche Summen handelt. Der Antragſteller hat einen Satz, der 
held, drücklich den Bankantheilseignern überläßt, ibre a An⸗ 
a fc. im Rechts wege geltend zu machen, fallen gelaſſen, wei 1 
A on dunkle Sache dadurch nicht klarer wird. Da der Juſtizmi⸗ 
N 


5 n Diitalied des Bankkuratoriums iſt, fo nimmt vielleicht der Hans 
Ki er als Chef der Bank Gelegenheit, die Sache nochmals zu 
rf in dieſem Falle würde der Antragſteller auf die Abſtimmung 

% Deine Reſolution verzichten. 
kon d andelsminiſter: Aus den Worten des Vorredners acht 
dag pervor, daß es ſich nicht um erhebliche Summen handelt; der An- 
Aust alſo an Tragweite verloren. Was die Sache felbft betrifft, 
uch un © der Reſolution widersprechen. Nach dem Reichsbankgeſetz und 
Nd dem vorliegenden Geſetze findet eine Auseinanderſetzung nur 
Kan dem 

e 


Reiche und Preußen ſtatt dahin, daß die Grundſtücke der 
den das Reich erte, Bei dem Berbälmife zwiſchen Preußen 
na Bankantheilseignern kommt einfach in Betracht, ob die Grund⸗ 
nach ihrem richtigen Werth in die Bilam aufgenommen ſind 
icht; find fie richtig eingetragen, fo iſt von einer Entſchädigung 
nieht die Rede; find die Grundſtücke aber nicht richtig einge⸗ 
en:“ können die Bankantheilseigner die Rektifiſirung der Bilanz 
bezich würde ſich ein Mebrwerth berausſiellen, ſo müßte dieſer 
öslich Fals Dividende zur Vertheilung kommen und es würde kaum 
N. Nein; diefem modus procedendi zu widerſprechen. Ich muß alſo 
Abe N Antrag Pariſins abzulehnen. 
ch Barifins erbittet ſich eine ausdrückliche Erklärung darüber, 
N anne eine rechtliche Prüfung des Sachverhaltes eintreten ſolle! 
ni Düne er feinen Antrag rückztehen. Die Anſicht des Mi⸗ 
5 ve richlig fein, wenn es ſich um eine Liquidation der Bank 
Davon iſt aber keine Rede. 


die an 


Freitag, 5. März 


(Erſcheint täglich drei Mal.) 


Der Han e de erklärt, > er zwar die Anſicht des 
Vorxedners nicht theile, daß er aber diefe Frage nochmals innerhalb 
der betheiligten Behörden zur Sprache bringen und prüfen laſſen wolle. 
Abg. Pariſius zieht darauf die Reſolution zurück und wird die 
Vorlage in zweiter Berathung genehmigt. 
as Haus ſetzt darauf die zweite Berathung des Etats der 
Verwaltung für Handel, Gewerbe und Bauweſen fort. 
Unter den einmaligen Ausgaben ſind aufgeführt 600,000 Mark als 
erſte Rate zum Umbau des Welfenſchloſſes für diepoly⸗ 
techniſche Schule in Hannover. An dieſe Poſition knüpft ſich 
eine ſehr eingehende Debatte. 5 N 
Abg. Rickert führt als Referent der Budgetlommiffion die 
Gründe an, welche die überwiegende Majorität der Kommiſſion vers 
anlaßten, dem ats die Bewilligung der geforderten Ausgabe zu 
empfehlen. Die Regierung hat in * * Denkſchrift das Bedürfniß für 
einen Neubau beziehungsweiſe Umbau der polytechniſchen Schule in 
Hannover auf das Ueberzeugendſte nachgewieſen. Das jetzige, 1837 
errichtete Gebäude, war für 250 Studirende berechnet, während die 
Frequem jetzt auf 600 bis 700 geſtiegen iſt. Schon in den Jahren 
1853, 1860 und 1873 mußten Anbauten gemacht werden; in Folge 
deſſen ſtehen aber die verſchiedenen Räumlichkeiten in gar keinem inne⸗ 
ren Zuſammenhange; außerdem ſind ſie noch immer nicht ausreichend. 
Die Kommiſſion fragte ſich nur, ob ſich ein Neubau nicht vielleicht 
beſſer empfehlen würde, als der Umbau des Welfenſchloſſes, zumal ein 
Neudau nur etwa 300,000 Thlr. mehr koſten würde als der Umbau, 
deſſen Koſten auf 700,000 Thlr. veranſchlagt find. Ueberdies würde 
der Verkauf des jetzigen Gebäudes der Anſtalt einen Erlös 
von 370,000 Thir. ergeben. Gegen die Vornahme des Umbaues 
des Welfenſchloſſes hat ein Mitglied der Kommiſſion Proteſt 
eingelegt, da das Schloß Pıivateigenthum des früheren Königs von 
83 ſei, zu dem ſogenannten Beſchlagnahmevermögen gehört. 
er Vertreter der Regierung erklärte, diefe Anſicht ſei eine irrige, 
das Welfenſchloß gehöre zu den Domänen des preußiſchen Staates. 
Dem Geſetze vom 28. Februar 1868 hat der bezügliche mit dem Könige 
Georg gabgeſchloſſene Vertrag vom 29. September 1867 beigelegen, 
nach deſſen 8 1 dem ag Georg das Schloß Herrenhauſen neb ft 
Zubehör verbleibt. Der Abg. Miquel hat damals im Abgeord⸗ 
netenhauſe die Frage angeregt, was zu dieſem Zubehör gehöre und 
geäußert, er fürchte faſt, man könnte unter dem Zubehör auch den 
Georgsgarten, die Herrenhauſer Allee und das Welfenſchloß verſtehen. 
Jeder Hannoveraner aber wiſſe, daß dieſe Gegenſtände niemals Zu⸗ 
behör des Schloſſes Herrenhaufen geweſen find. Der Vertreter des 
Finanzminiſters erklärte biexauf, die Frage, was zu dem Zubehör ges 
höre, unterliege noch eingehenden Erörterungen, die noch nicht abge- 
ſchloſſen ſeien. Die Frage war alſo damals noch eine offene. Das 
Mitglied der Kommiſſien, welches den Proteſt eingelegt hatte, erklärte 
nun, bei den Verhandlungen mit dem Könige Georg ſei das Welfen⸗ 
ſchloß ausdrücklich als Zubehöc von Herrenhauſen anerkannt worden 
und beantragte, die Verhandlungen auszuſetzen und den Abg. Windt- 
borſt (Meppen), der über die Sache orientirt fet, zu denſelben einzu 
laden. Der Vertreter der Regierung erklärte ſodann, im Laufe der 
Verhandlungen mit dem Könige Georg ſeien allerdings Zweifel da⸗ 
rüber entſtanden, was unter dem Zubehör zu verſtehen ſei; die Regie⸗ 
rung babe aber eie Frage geprüft und ſei zu der Ueberzeugung ges 
kommen, das Schloß gehöre zum preußiſchen Domanium. Angeſichts 
dieſer Erllrung und in Anbetracht des Umſtandes, daß das pro 
tehirende Mitglied keinen thatſächlichen Beweis für feine Behauptung 
erbracht hal, der Abg. Windthorſt (Meppen) aber an die Kommiſſion 
keine Mittheilungen gelangen ließ, ſchlägt Ihnen die Kommiſſion mit 
allen gegen zwei Stimmen vor, die geforderte Summe zu bewilligen. 
Ag Windthorſt (Meppen): Ich bitte Sie, den Vorſchlag der 
Regierung abzulehnen. Wenn das Bedürfniß, die polytechniſche Schule 
zu vergrößern wirklich vorliegt, ſo iſt die Lage des Welfenſchloſſes eine 
ſolche, daß unzweckmäßiger die Schule gar nicht angelegt werden kann. 
Es kommt mir das ſo vor, als wollte man die hieſige Univerſität nach 
Schloß Bellevue im Thiergarten verlegen. Das Welfenſchloß liegt 
ſehr entfernt von dem eigentlichen Haupttheile der Stadt, ſo daß die 
Schüler weite Wege zu machen hätten und die Lehrer in der Auswahl 
ihrer Wohnung ſehr beſchränkt wären. Wollte man die ſtädtiſchen 
Behörden in Hannover befragen, ſo würden ſich dieſelben gegen einen 
ſolchen Umbau ebenſo beſtimmt aussprechen, wie es der Direktor der 
Schule gethan hat. Die großen Räumlichkeiten des Schloſſes find 
überhaupt wenig geeignet, für bie Zwecke eines akademiſchen Gebäudes 
bergerichtet zu werden. Dem aber muß ich wide ſprechen, daß man 
700,000 Thlr. verwende, ohne daß etwas Nützliches erreicht wird. 
Ueberdies haben mir Sachverſtändige verſichert, daß es mit dieſer 
Summe nicht gethan ſei; man weiß ja, daß ſolche Anſchläge regel⸗ 
mäßig überſchritten werden. Ein ordentliches neues Gebäude zu er⸗ 
richten, wäre alſo viel beſſer. Um einen Bauplatz braucht man nicht 
verlegen zu ſein; war doch die preußiſche Regierung wegen eines 
Platzes in der Humboldtſtraße mit der Baugeſellſchaft in Hannover ſchon 
quasi einig, fo daß die letztere fundatam intentionem hatte zu glau⸗ 
ben, ſie könne das Grundſtück erwerben. Nun auf einmal kommt die 
Regierung mit einem ganz anderen Vorſchlage. Das Welfenſchloß ge 
hört überdies nicht zum Domanium; ich bin bei den einſchlägigen 
Verhandlungen zugegen geweſen und weiß, was „Herrenhauſen nebſt 
ubehör“ bedeutet. Die Verhandlungen drängten ſich in die letzten 
Wochen des September zuſammen, und da der 1. Oktober nicht über⸗ 
ſchritten werden durfte, wurden ſie mit einer gewiſſen Eile geführt, 
ſo daß der Vertrag manche Unvollkommenheit enthielt. Als der 
Vertrag abgeſchloſſen war, habe ich die Bedeutung des Wortes 
„Zubehör“ wiederholt bezeichnet und ich ſagte dem Herrn Reichskanzler, 
daß man großen Werth darauf lege, daß in dieſem Sinne auch die 
Ausführung des Vertrages erfolge. Es wurde mir geſagt, daß der 
Herr Reichskanzler dem Finanzminiſter von der Heypt mitgetheilt 
babe, eine richtige Auslegung des Wortes „Zubehör“ wäre erwünſcht. 
Ich erſuche den Herrn Finanzminiſter, dieſes Schreiben vorzulegen. 
Herr von der Heydt ſagte mir, daß er das Welfenſchloß gar nicht 
wünſche, weil er eine fo enorme Baulaft nicht in den Etat Übernehmen 
wolle. Es wurde demnächſt dem Oberpräſidenten von Hannover, 
Grafen Stolberg, aufgetragen, zu erörtern, was zu dem Zubehör ge⸗ 
höre und befand ſich in dem Reſkript eine Klauſel, daß der Finanz⸗ 
miniſter datz Welfenſchloß zu dem Zubebör rechne. Graf Stolberg 
ließ die gewünſchten Erörterungen eintreten und ja te in feinem Bes 
richte an das Minifterium, daß das Welfenſchloß in der That zu 
dem e von Herrenhauſen zu rechnen ſei. Hierauf wurde dem 
Bevollmächtigten des Königs Georg, Geh. Rath Wolley, unterm 23. 
November 1867 von dem Grafen Stolberg mitgetheilt, daß nach einem 
ihm zugegangenen Erlaſſe des Miniſters der autzwärtigen Angele 
genheiten und des Finanzminiſters vom 17. November unter Zubehör 
verſtanden werden ſoll „der geſammte Komplex des Schloß⸗ und Gar⸗ 
tenbezirks Herrenhauſen, welcher die Qualität einer ſelbſtändigen Ge⸗ 
meinde hat.“ Daß das Welfenſchloß zu dieſem Bezirke gehört, wird 
doch die Regierung nicht leugnen. Ich freute mich über jenen Erlaß 


Jahrgang. 


mit dem Könige Georg bewieſen und würde es auch 
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Naum, Reklamen verhältnißmäßig höher, ſind an die 
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Nachmittags angenogımen, 
und daß die Ferren von Bismarck und v. d. Heydt die Sache 
folder Treue ausgeführt hatten. Gleichwohl, meinte ich, chend = 
nichts ſchaden, wenn man die Erklärung der Minifter ausdrücklich 
acceptirte; die Acceptation erfolge denn auch. Einige Zeit 
nachher gab Herr von der Heydt mir zu verſtehen, daß von 
Hannover auf, ich glaube, von dem General von Voigts⸗Rhetz, unan⸗ 
genehme Empfindungen über jenen Beſchluß laut geworden feien. Ich 
erwiderte, wenn falſche Folgerungen aus dem Vertrage gezogen wür⸗ 
den, ſo müßten die Gerichte entſcheiden. Was ich ſonſt noch erfahren 
babe, will ich heute noch nicht erzählen. Am 22. Dezember kam vom 
Grafen Stolberg die Mittbeilung, daß nach einem Erlaſſe des Finanz⸗ 
miniſters des Könias Majeſtät näheren Bericht darüber eingefordert 
habe, welche Gegenſtände nach Inhalt des Vertrages zum Zubehör zu 
rechnen ſeien; vorläufig ſolle mit der bisherigen Ausführung des Ver⸗ 
trages fortgefabren werten. Am 2. März 1868 erfolgte die Beſchlag⸗ 
nahme und die Bevollmächtigten des Königs Georg erfuhren; daß 
über einzelne Gegenſtände anderweit disponirk, insbefondere die Pfer⸗ 
deſtälle zu militäriſchen ee benützt feien. Man erklärte dem Gra⸗ 
fen Stolberg, das widerſtreite dem Vertrage, worauf eine Antwort nicht 
erfolgte. Die Beſchlagnahmel dauert denn ad majorem gloriam des 
Reptilienfonds noch fort. Auf die Anfragen des Abg. Miquel im 
Jabre 1868 bat die Regierung eine fo diplomatiſche Erklärung gege⸗ 
ben, weil ich Zeuge war. Dieſe Erklärung iſt aber nach dem &riche 
der Miniſter don Bismarck und von der Heydt vom 23. November 
1867 und nach der ausdrücklichen Acceptation deſſelben ohne alle Be⸗ 
deutung und der Abg. Miquel würde ſich bei derſelben nicht beruhigt 
haben, wenn er das, was er anregte, mit Energie hätte beſtreiten 
wollen. Der König Georg iſt nicht in der Lage, ſeine Rechte im 
Wege Rechtens geltend zu machen. uf: Warum nicht 7) 
Das iſt eine eines alten preußiſchen Juriſten ſehr würdige Frage. 
Nach neupreußiſcher Anſicht aber iſt während der Dauer der Be⸗ 
ſchlagnahme die dazu eingeſetzte Kommiſſion der einzige Ver⸗ 
treter der Eigenthumsintereſſen. Stände dem Könige Georg 
der Rechtsweg offen, ſo wäre ich gam beruhigt. Denn es iſt ein ſon⸗ 
derbares Verfahren, den Vertrag jo, wie geſchehen, zu interprettren 
dann die Beſchlagnahme anzuordnen und während derfelben fo zu ver⸗ 
fügen, wie jetzt beabſichtigt wird. Handelte es ſich um Mobilien, fo 
käme auf ein ſolches Verfahren nahezu der Begriff „Unterſchlagung“ 
in Anwendung. Ich zweifle, ob der Herr Reichskanzler von dem 
jetzigen Vorgehen Kenntniß hat und glaube nicht eher, als bis ich es 
von ihm felbft höre, daß er daſſelbe billigt. Es desavouirt ein ron 
ihm erlaſſenes Reſkript und es liegt nicht in dem Charakter des Herrn 
Reichskanzlers, ſolchen Dingen anders zu begegnen, als wie es der 
offene, gerade We! vorſchreibt. Das hat er bei den Verhandlungen 
. heute a 
Bei der Frage der Bebandlung der depoſſedirten Fürſten bal dach aber 
der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten ein gewichtiges Wort 
mitzuſprechen. Wenn es heute noch angebracht 
ad zu ange 11 * 5 500 a. ringe 
ud, dann wür agen, daß die hier vorgeſchlagene 
des Welfenſchloſſes gegen die Pietät verſtößt. Es kalten dic an das 
Schloß intereſſante hiſtoriſche Erinnerungen, an die Beziehungen des 
bannoverſchen und des engliſchen Königshauſes, welche beide mit dem 
preußiſchen verwandt ſind. werde Sie aber mit allem dieſem 
nicht behelligen, weil, wie geſagt, die monarchiſchen Gefühle zur Anti⸗ 
dutch ein. ach Milli: Der S 
eheim⸗Ra ichelli: Der Streit bezüglich der Ausle 

des Vertrages vom 29. Septemher 1867 iſt rein pribatredhtlicher Natur, 
gehört alſo gar nicht vor das Forum dieſes hohen Bauen $ 1 des 
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Vertrages beſtimmt zunächſt, daß das Schloß Herrenhauſen n P 
bebör dem Könige Georg verbleibe; 8 3 ſagt, 125 alle übrigen. fe bft 
zum Privatvermögen des Königs gehörige Grundſtücke Eigenthum des 
preußiſchen Staates ſeien. Unter dieſen $ 3 fällt das Welfenſchloß; 
es fällt unter die Regel, nicht unter die Ausnahme. Die Bevoll⸗ 
mächtigten des Königs Georg nahmen das Welfenſchloß in Anſpruch 
lediglich auf Grund der Behauptung, daß daffelbe zu dem Zubehör 
von Herrenhauſen gehöre. Das iſt aber nicht der Fall; zwiſchen dem 
Welfenſchloß und Herrenhauſen beſteht keinerlei privatrechtlicher oder 
wirthſchaftlicher Zuſammenhang; erſteres iſt von dem letzteren eine gute 
Vierteiſtunde Weges entfernt; zwiſchen beiden liegen noch Privat⸗ 
grundſtücke. Das Schloß wurde 1859 auf demſelben Platze erbaut, 
wo das Schloß Monbrillant Aland. Das bannoverſche Miniſterium 
verlangte am 22. November 1858 die Summe von 500,000 Thlr. zur 
Herſtellung „einer neuen königlichen Reſidenz“, nicht zur Erweiterung 
detz Schloſſes Herrenhauſen. Des letzteren geſchah gar keine Er⸗ 
wähnung in den Verhandlungen zwiſchen dem Miniſterium und den 
Ständen; ich ſtelle dieſelben dem Abg. Windthorſt zur Dispoſition. 
(Abg. Windthorſt en Ich kenne fie gam genau.) Niemand, 
der die örtlichen Verhältniſſe kennt, wird das koloſſale Welfenſchlo 
als ein untergeordnetes Objekt, als ein bloßes Anbängſel des Schloſſe 
Herrenhauſen betrachten. Der Abg. Windlhorſt beruft ſich auf bie 
ſchriftliche Erklärung des Oberpräſidenten von Hannover vom 23, 
November 1867. Derſelbe nahm aber irrihümlich an, daß das Wels 
fenſchloß zu dem Schloß: und Gartenbezirk von Herrenbauſen geböre. 
Der letztere Bezirk exiſtirt überhaupt nur in der Vorſtellung des Ober⸗ 
präfidenten, nicht aber in der Wirklichkeit. Deshalb wurde der Sber⸗ 
präfident auch angewieſen, fein früheres Zugeſtändniß zurückzunehmen; 
daſſelbe war aber widerruflich, weil es auf einem Irrthum beruhte. 
Außerdem handelte es ſich bei jener Erklärung nur darum, einen 
bereits perfekten Vertrag zur Ausführung zu bringen; fern lag es 
dem Oberpräſidenten, den Vertrag materiell abzuändern. Und ferner 
handelt es ſich hier nicht um einen Privatvertrag, ſondern um einen 
Staatsvertrag von großer politiſcher Bedeutung, deſſen Inhalt aus⸗ 
drücklich feſtgeſtellt ift auf Grund Allerhöchſter Genehmigung. Die in 
der Erklärung des Oberpräſidenten beabſichtigte Abänderung war alfo 
auch wegen Mangels der Allerhöchſten Genehmigung nichtig. Das 
Welfenſchloß gehört auch nicht Nr Sequeſtrationsmaſſe, ſondern iſt 
feit 1866 im Beſitze Preußens, gehört zu dem Reſſort der Domainen⸗ 
verwaltung. Die Regierung kann weitere Anſprüche, welche für das 
Privateigenthum des König) Georg geltend gemacht werden follten, 
getroſt abwarten, Laſſen Sie ſich durch den Widerſpruch des Abg. 
Winpthorſt, der in dieſer Sache nicht ganz unparteiiſch iſt, nicht ab⸗ 
ſchrecken, die geforderte Summe zu bewilligen. 
Abg. Miquel: Handelte es ſich hier nicht um eine wichtige 
ſtaatsrechtliche Angelegenheit, fo würde ich meinen, das Haus müßte 
die geforderte Summe bewilligen, wenn die Regierung erklärt, das 
Objekt, um das es ſich handelt, ſei unzweifelhaft preußiſches Eigen⸗ 
thum. Die beſonderen Verhältniſſe des Falles fordern uns aber auf, 
vorſichtiger zu handeln, als bei anderen Gelegenheiten. So lange die 
Beſchlagnahme dauert, iſt das Gericht aus der Sache herausgewieſen, 
und ich glaube, auch die Freunde des Beſchlagnahmegeſetzes haben er» 
kannt, daß es nicht nothwendig war, dieſen Satz in das Geſetz binein- 
zuſchreiben. Dann wäre es dem König Georg möglich geworden, ſein 
Eigenthum geltend zu machen mit der rei vindicatio oder der actio 


wäre, an monarchiſce 


* 


negatoria. Die Kommiſſion, welche das Vermögen verwaltet, kann 
böchſtens ihrerſeits eine Klage gegen den preußiſchen Fiskus anſtellen; 
es fragt ſich aber, ob dem König Georg mit dieſer Vertretung gedient 
wäre. Der Rechtsweg iſt dem letzteren alſo abgeſchnitten, ſo lange 
die Beschlagnahme dauert; iſt dieſelbe aufgehoben, fo kann er fein 
Eigenthum vindiziren oder Entſchädigung beanſpruchen. Die Ver⸗ 
handlungen zwiſchen dem König Georg und der preußiſchen Regie⸗ 
rung, welche vor Genehmigung des rise durch das Abgeord⸗ 
netenhaus gepflogen worden find, jmd ſuxiſtiſch genommen ganz irre 
lebant; die Regierung konnte durch dieſelben nicht verpflichtet werden; 
überdies hat ſich dieſelde die Ratifikation des Vertrages bis zur er⸗ 
folgten a durch Dieied Haus im Vertrage ſelbſt aus⸗ 
drücklich vorbehalten. Das Haus ertheilte aber feine Genehmigung 
in dem Sinne, daß bezüglich der Frage, was unter dem Zubehör des 
Schloſſes Herrenhauſen zu verſtehen ſei, nicht dieſe oder jene abgege⸗ 
denen Erklärungen, sondern die wirkliche Sachlage entſcheiden ſolle. 
Wenn das Haus die Rechtsfrage ebenio auffaßt, wie ich, jo wird es 
nicht umhin können, die geforderte Summe zu bewilligen. Damit aber 
eine eingehende Prüfung dieſer Rechtsfrage eintrete, empfehle ich, den 
Tit. 77 an die Budgeikommiſſion zurückmverweiſen. Dadurch bekun⸗ 
den wir, daß wir auch den Schein der Uebereilung in wichtigen Fra⸗ 
gen vermeiden wollen. 

Abg. Windtho rſt (Bielefeld) ſtellt nunmehr ausdrücklich den 
Antrag, den Tit. 77 zur nochmaligen Prüfung an die Budgetkommiſ⸗ 
ſion zurückzuverweiſen. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Es handelt ſich lediglich um 
den Vertrag, wie er mit dem Könige Georg abgeſchloſſen iſt und was 
nach bieſem unter Herrenhauſen nebſt Zubehör zu verſtehen if. Ich 
hahe mich für meine Anſicht, daß auch das Welfenſchloß dazu gehöre, 
auf das Schreiben des Fürſten Bismarck an den Finanzminiſter 
v. d. Heydt und das Reſkript des letzteren bezogen; beide Akten ſtücke 
find von der Regierung nicht mitgetheilt worden. Es mir intereſſant 
geweſen, heute vom Mimſtertiſche aus den Fürſten Reichskanzler 
desavouirt zu ſehen; man hat den Reichskanzler und den Finanz 
miniſter v. d. Heydt ſogar des Ueberſchreitens ihrer Amisbefugniſſe 
beſchuldigt. (Widerſpruch.) Der Herr Kommiſſarius har erklärt, daß 
der Reichskanzler obne Genehmigung Sr. Maj. des Königs die von 
ihm abgegebene Erk ärung gar nicht abgeben durfte. Ich muß den 
Reichskanzler und den Finanzminiſter v. d. Heydt gegen dieſen Vor⸗ 
wurf in Schutz nehmen. (Große Heiterkeit.) Sie waren in Beziehung 
auf irgend ein Stück, weiches man zum Domanum rechnen konnte, 
vollkommen verfügungs berechtigt, auch ohne eine Genehmigung des 
Königs einzuholen. Der Herr Regierungs Kommiſſarius bat als 
wichtiges Moment angeführt. daß das Schloß im ungetrübten Beſitze 
der Regierung ſei; der erſten milttäriſchen Okkupation konnte ſich 
Nieman widerſetzen; aber zwiſchen dieſer erſten und jener zweiten, 
auf Grund der anderweiten Interpretation des Vertrages erfolgten 
Beſitzergreifung befand ſich das Welfenſchloß im Beſitze der Admini⸗ 
ſtralion des Königs Georg. De alfo nach meiner Meinung das 
Schloß dem Könige Georg gehört, fo muß ich bitten, dieſe Summe 
abzulehnen, um nicht durch eine andere Verwendung des Objektes den 
Rechtsweg zu erſchweren. a 

Finanzminiſter Camphauſen: Der Vorxedner it der Mei⸗ 
unn, daß es ganz zweifelsfrei fer, daß zum Schloſſe Herrenhauſen 
auch das Welfenihlog gehöre; das wird von der Regierung entſchie⸗ 
den beſtritten. Die Akten ergeben nicht die ieifefte Spur davon, daß 
dieſe Anſicht bei Abſchluß des Vertrages vorhanden geweſen ſei. Wie 
die Lage der Dinge war, kann ich nicht verſtehen, daß ein ſo gewieg⸗ 
ter Unterhändler wie der Vorredner, es für gut befinden konnte, das 
Welfenſchloß mit Stillſchweigen zu übergehen, wenn ex überzeugt war, 
es würde ihm mit überwieſen werden. Nach dieſer Erfabrung würde 
ich ihn niemals zu meinem Unterhändler machen. Es beſtand aller⸗ 
dings bei dem Fingnzminiſter und dem Miniſter der auswärtigen An: 
gelegenheiten eine Zeit lang die Meinung, es lönne wohl das Wels 
fenſchloß zu dem Zubehör zu rechnen fein. Sie finden nämlich eine 
vollſtändige Unſicherbeit der Ausdrücke; man hat von einem Schloß 
und Gartenbezirk von Herrenhauſen geſpeochen; es beſteht aber nur 


ein Schloß: und Gartenbezirk, zu dem Herrenhaufen auch gehöct. 


Aus dieſer Unſicherheit ging das Reſkript des Finanzminiſters hervor; 
aber ſchon nach einiger Zeit (Abe Windthorſt: 4 Wochen fpäter!) ent- 
ſtanden Zweifel darüber, was zum Zubehör des Schloſſes Herren⸗ 
baufes zu rechnen ſei; die damaligen Reſſortschefs (Abg. Windthorſt: 
Nur der F nanzminiſter!) baben fi veranlaßt geſetzen, eine einge⸗ 
hende Prüfung zu veranlaſſen, die Sache wurde an das Staatsmini⸗ 
ſterium gebracht, es wurde ein Rechtsgutachten eingefordert und das 
Reſultat dieſer Unterſuchungen war, daß, wie alle Mitglieder aus 
Hannover, den Vorredner ausgenommen, bejtätigen werden, niemals 
früher das Welfeuſchloß zum Zubehör von Herrenhauſen gezählt wor⸗ 
den ift. Wenn der Vorredner die Auffaſſung des früheren Finanzmi⸗ 
niterd und des Reichskamlers in einen gewiſſen Gegenſatz zu bringen 
verſucht hat, jo kann ich nur ſagen wenn der Regierungskommiſſarius, 
der ſehr diskret das Meiſte verſchwiegen hat, in dieſer Beziehung hätte 
weiter mit der Sprache herausgeben wollen, würde er Ihnen haben 
ſagen können, daß eine vom Fürſten Bismarck und vom Finanzmini⸗ 
ſter v d. Heydt gezeichnete Verfügung erging, wonach dieſe beiden Reſ⸗ 
ſortchefs gemeinſchaſtlich die erſte Auffaſſung modiſſizirt und ſich zu 
derjenigen Anſicht bekannt haben, welche die Staatsregierung noch 
heute vertritt (Hört! Hört), daß das Welfenſchloß niemals zu Her⸗ 
renhauſen gehört habe, ſondern unzweifelbaft als Staatseigenthum zu 
betrachten ſei. Ob Sie die Froge, hinſichtlich deren die rechtliche 
Ueberzeugung der Staatsregierung feſtſteht, nochmals der Badgelkom⸗ 
miſſion überweiſen wollen, muß ich Ihnen anhermſtellen; mir ſcheint 
aber, daß eine ſolche Unterſuchung zu einem weiteren Reſultate nicht 
führen kann. I bitte Sie den Antrag abzulehnen und den Titel zu 
bewilligen. (Beifall links) 5 In 

Abg. Windthorſt (Bieiefeld); Die ſtreitiſe Rechtsfrage 
ſcheint mir noch nicht jo weit aufgeklärt (Widerſpruch), datz wir jetzt 
in der Lage wären, ein Urtheil abzugeben; wir haben Gründe gehört, 
aber ſowohl der Abg. Windthorſt bat erklärt, daß er nicht alle Gründe 
ongeführt habe und der Herr Miniſter hat geſagt, daß fein Kommiſ⸗ 
fartus nicht ganz mit der Sprache herausgekommen jet; es find Er 
laſſe und Reſktipte angezogen, aber nicht vorgelegt. Wir müſſen die 
noch rückſtändigen Gründe und die Reſkripte prüfen, und zwar um ſo 


vorſichtiger, als das Abgeoronetenhaus eine gewiſſe Parteiſtellung ein⸗ 


nimmt und eher geneigt iſt, die Intereſſen des preußiſchen Fiekus zu 
ſchützen, als die Intereſſen eines Königs, dem wir uns bisher nicht 
immer freundlich entgegengeſtellt haben. Würde die Sache nicht klar 
eſtellt, fo würden mehrere meiner politiſchen Freunde und ich nicht 
u der Lage fein, den Titel zu bewilligen. Wenn der Abg. Windtborſt 
(Meppen) die vorgeſchlagene Verwendung als einen Akt der Impꝛetät 
bezeichnet, ſo kann ich nur ſagen, daß es mir ſehr leid thut, der For⸗ 
derung nicht augenblicklich zuſtimmen zu können, weil ich münſchte, 
dieſe nur für fürſtliche Thorbeilen und Eitelkeiten beſtimmten Gebäude 
einem nützlichen Zwecke dienſtbar zu machen. Aber ich ſage, auch dem 
Feinde Gerechtigkeit: flat justitia, pereat mundus. Nr h 
Alg. Windthorſt (Meppen): Wenn der Finanzminister meinte, 
er würde mch nicht zum Unterhändler nebmen, fo kann ich dagegen 
ſagen, nachdem ich geſeben habe, wie Verträge auszelegt wer⸗ 
den, würde ich einer Hand ein Kommiſſortum nicht annehmen, 
weil ich von meinen Verbandlungen auch wünſchen würde, daß ſie ge⸗ 
halten und ausgeführt würden. Auf den Vorwurf, daß die Spezifi⸗ 
kation nicht in den Vertrag ſelbſt aufgenommen ſei, babe ich u er⸗ 
wiedern, daß die Verhandlungen ſich in den September 1867 konzen⸗ 
trirten; es wurde mir gefagt, daß die Sache ſich ſelbſt heraus zellen 
würde und im Vertrauen auf die Loyalität der preußiſchen Bebörden 
habe ich mich dabei beruhigt. { N 
eſprochen if, fo kann mich das nicht Überzeugen, weil fie nicht vorae- 
egt find. Ich kann Sie nur bitten, verfügen Sie nicht über ein Ob⸗ 
jekt, ebe der Rechtsweg nicht entſchieden bat, wem es gehört. g 
Abg. Sarrazin beantragt den Titel zur wiederholten Prüfung 
mit Fab de ier beulige Verhandlung an die Badget⸗ 
kommiſſion zurücktuweiſen t 
a0. Fanen ſtein beſtäligt, daß das Welfenſchloß niemals als 
Zubehör von Herrenbauſen aufgefaßt worden iſt; aus der Jaterpre 
kation gehe nur hervor, daß die Beamten nicht mit Verhältuiſſen ver ⸗ 


Wenn bier von Erlaſſen und Gutachten 
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traut geweſen fein. Redner glaubt, daß der König Georg keinen 

Rechtsanſpruch habe, bedauert aber, daß ihm in Folge der Sequeſtra⸗ 

non der 1 ſei. Jedenfalls empfehle es ſich die 

Sache der Budgetkommiſſion zu überweiſen, damit das Haus auf 

8 des beigebrachten weiteren Materials ſein Votum abgeben 
nne. 

Handels miniſter Dr. Achenbach: Die Regierung kann nur wün⸗ 
ſchen, daß das Haus ſofort einen Beſchluß faßt. Die Regierung wird 
nicht im Stande fein irgend etwas Mehreres beizubringen, als fie ſchon 
gebracht hat. Selbſt der Abg. Windthorſt (Meppen) hat nicht den Ver⸗ 
ſuch gemacht zu beweiſen, daß das Welfenſchloß zu Herrenhauſen ge⸗ 
höre, ſondern nur behauptet, daß man nach den Vertragsverhandlun⸗ 
gen dazu gekommen ſei, ein Pertinenzverhältniß anzunehmen. Er hat 
auch ſelbſt angedeutet, daß es ſich um eine materielle Aenderung des 
Vertrages handele, indem er beim Verleſen des Erlaſſes des Oberprä- 
ſidenten ſagte: acceptirt! Wenn auch der Vertrag ſelbſt der Zuſtim⸗ 
mung des Landtages nicht unterbreitet wurde, ſo war er doch ohne Zu⸗ 
ftiınmung deſſelben nicht ausführbar, weil es anders nicht möglich war, 
die 16 Millionen Thaler Entſchädigung flüſſig zu machen. Alſo alles, 
was geschehen war, charakteriſirte ſich als Vorverhandlung; fiel $ 4 
mit den 16 Millionen Thlrn. Entſchädigung, fo hatten die übrigen Be⸗ 
ſtimmungen keine ſelbſtſtändige Bedeutung. Ich glaube, das Haus iſt 
in der Lage ſchon jetzt eine Entſcheidung zu treffen, alle weiteren Ver⸗ 
handlungen verſprechen meiner Anſicht nach kein Reſultat. 2 b 

Referent Abg Rickert erklärt, 1 in der Bubdgetkommiſſion die 
Meinung ſich geltend gemacht habe, es ſci nicht Aufgabe der Budget ; 
kommiſſion, ſich als Gerichtshof zu konſtituiren und die Rechtsfrage zu 
eniſcheiden. (Sehr N a f 

Abg. Windthorſt (Bielefeld) zieht darauf feinen Antrag zu Gun ⸗ 
ſten des Sarrazin'ſchen zurück; das Haus lehnt aber auch dieſen ab 
(dafür nur das Centrum und ein Theil der Fortſchrittspartei) und ge⸗ 
nehmigt den Titel 77. . 

Bei Tit. 81 (Zur Einrichtung von Sammlungen und Unterrichts⸗ 
räumen für das — Gewerbemuſeum in Berlin und zur Beſchaf⸗ 
fung einer kunſtgewerblichen Bibliothek 39,000 Mark) verlangt Abg. 
Lehfeldt das Wort und befürwortet die Poſition, nach welcher die 
Bibliothek des Gewerbemuſeums vermehrt werden fol, obwohl man 
das Inſtitut ſelbſt im gegenwärtigen Etat heimatlos gemacht habe. 
Das Gewerbemuſeum könne liegen, wo es wolle, nur nicht an der 
Peripherie, da es Abendſchüler aus allen Theilen der Stadt in ſich 
schließe. Am beſten ſei feine Lage bei den grotzen Inſtituten der Kunſt. 
Redner glaubt nicht eindringlich genug wiederholen zu können, daß 
die Bauten der Kunſt an die Muſeums⸗Inſel, die der Wiſſenſchaft an 
die Univerfität gehören. Dies und nichts Anderes habe er in der 
vorigen Sitzung geſagt, und weiſe die Vorwürfe des Handelsminiſters 
energiſch zurück, der ihn auch bezüglich der techniſchen Deputation 
mißverſtanden habe, betreffs deren er nur 1 daß ihr oft 
dieſelben Perſonen als der Akademie anzehören, Räthe, die nun ihre 
Arbeiten an drei Orten zu erledigen hätten. Den Bau des Gewerbe⸗ 
muſeums empfezle er der Fürſorge der Regierung. — Der Titel ſelbſt 
wird bewiliat. } 

Zur Ausführung der Strandordnung find in Tit 82 30,000 Mark 
gefordert. Abg. Schmidt (Stettin) glaudt aus dem Fehlen jeder 
Gebaltsforderung für die Strandungsbeamten den Schluß ziehen zu 
ſollen, daß die Ausführung des Geſetzes ſich noch weit im Rückſtande 
befinde Der Handels miniſter erwidert, daß die Organiſation 
der Strandungsbebörden bereits ſtattgefunden habe. Sie ſei aller⸗ 
dings erſt eine proviſoriſche, deren Wirkungen man erproben müſſe, 
ie man mit den Gehältern der Beamten auf dem Etat hervortreten 
önne. 

Der Titel wird bewilligt, womit das Extraordinarium des Etats 
für Handel, Gewerbe und Bauweſen erledigt iſt. 

Es folgt die Berathung des Etats der Berg⸗, Hütten⸗ 
und Salinenver waltung, zu deren Einnahmen der Abg. Ham⸗ 
macher bemerkt: Dieſer Etat hat bisber bei Weitem mehr die Auf⸗ 
merkſamkeit des Finanzminiſters als der Landesvertretung erregt, ich 
will heute keine eingehendere Prüfung als fonft anregen, muß aber 
doch bervorheben, daß die Ueberſchüſſe dieſes Etats in den beiden letz⸗ 
ten Jahren ungefähr den geſammten Einnahmen aus der Klaſſen⸗ und 
Haffifiiieten Einkommenſteuer, oder aus der Grund⸗ und Gebäude⸗ 
ſteuer gleichkommen. Die Ergebniſſe vieſer Verwaltung haben weſent⸗ 
lich zur Beſtreitung der außerordentlichen Ausgaben beigetragen, es 
wäre aber eine Täuſchung, darauf zu rechnen, daß gleiche Einnahmen 
für die nächſten Jahre in Ausſicht ſtehen. Der wichtigſte Zweig dieſer 
Verwallung iſt der Steinkoblenbergbau. Er repräfentırt eiwa den 5. 
Theil des geſammten Steinkohlendergbaues. Jeder Pfennig Mebr- oder 
Mindereinnahme pro gentner Steinkohlen macht aber für die Ein⸗ 
nahmen der Staatekaſſe die Summe von 400,000 Thlr. aus. Nun find 
die Preiſe für Steinkohlen in den letzten 3 Jahren um mehr als das 
Doppelte gestiegen. Bereits in der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahres iſt aber ein bedeutender Preis Rückgang eingetreten, der in 
ſeinem Fortgange die Realiſirung des hier vorgelegten Etats zur Un⸗ 
möglichteit machen me Daſſelbe trifft aber auch zu bei der Ein⸗ 
nahme, die unter dem Titel der Abgaben von den Produkten der Pri⸗ 
valbergwerke erhoben wird. Dieſe haben in den beiden letzten Jahren 
die hohe Summe von 1,700,000 Thlr. erreicht. Es ift aber keine Aus⸗ 
ſicht vorhanden, daß ſich dieſe Einnahme wiederholen wird. Ich glaube 
ſogar, vorausſagen zu können, daß das geſammte Intereſſe des Staa⸗ 
tes in nicht zu ferner Zeit rechtliche Forderungen des Privatbergbaues 
hervorrufen wird, die auf eine Reform unſeres geſammten Bergwerks⸗ 
Abgabenweſens hinzielen. Wir können uns einer ſolchen Erkenntniß 
um fo weniger verſchließen, als fie der Wiederhall des allgemeinen, 
5 im ganzen Lande iſt, ſo weit es ſich für den Bergbau inte⸗ 
reſſirt. 

Neg.⸗Kommiſſar Ober ⸗Berghauptmann Krug von Nidda: 
Die Regierung verſchließt ſich ver Beſorgniß nicht, daß berabgehende 
Konjunkturen bei dieſem Etat Mindereinnahmen ergeben können. Die 
Verminderung der Selbſtkoſten wird jedoch das weſentlichſte Mittel 
fein, den Ausfall zu decken. Unter ſolchen Verhältniſſen iſt ein bedeu⸗ 
tender Ausfall kaum zu befürwten. Die etwaige Verminderung der 
Repenuen läßt ſich jetzt noch nicht überſehen, wird aber jedenfalls feine 
Unbeguemlichkeit für die all, gemeine Finanzverwaltung zur Folge haben. 

Die Titel 1—6 werden bewilligt \ 

Tit. 7 enthält die Einnahmen aus dem Badebetriebe. Abgeord. 
Frentzel iſt zwar nicht ganz ſicher, ob der Handelsminiſter für die Ver: 
waltung des Seebades Kranz bet Königsberg verantwortlich iſt, will 
jedoch nicht unterlaſſen, die antediluviamſchen Zuſtände dieſes Bades 
zur Sprache zu bringen, um die Aufmerkſan keit der Regierung daran 
binzulenten. Oberberghauptmann Krug v. Nidda erwidert, daß die 
Verwaltung von Kranz ſeinem Reſſortchef nicht unterſtehe, und Abg. 
Graf Wirsingerode iſt der Meinung, daß die Beſchwerde bei der Be⸗ 
ralhung des Bomänenetals hätte angebracht werden müſſen. Die ein 
zelnen Titel der Einnahmen werden hiernach anſtandslos bewilligt. 

Zu dem Ausgabeetat liegt von den Abgg. Berger, Ham⸗ 
macher und Genoſſen der Antrag vor: in den Etat pro 1876 und 
folgende die Einnahmen und Ausgaben für den dem Staate und der 
Stadt Berlin gemeinſchaftlich gehörigen Kalkſteinbruch zu Rü ers⸗ 
dorf Tg von den übrigen dem Staate gehörigen Bergwerken ꝛc 
einzuſtellen. 8 

Abg. Hammacher motivirt den Antrag mit Hinweis darauf, 
daß bei den Kalkgruben in Rüdersdorf ein Kondominat des Staates 
und der Stadt Berlin vorliege, indem erſterer mit %, letztere mit % 
bei den Einnahmen partizipire. Bei der bisber beliebten Aufftellung 
erhelle nicht, welchen Betrag der Staat jährlich an die Stadt heraus⸗ 
zuzahlen habe. — Der Antrag wird jedoch auf die regierungsſeitig ges 
machte Zuſage, in Zukunft demgemäß zu verfahren, zurückgezogen. Dem 
Votſchlage zur Theriung des Tit. 11, in zwei, in deren letzterem der 
an Berlin berauszuzahlende Antheil auf 70.000 Mark fixirt wird, 
tritt das Haus bei. Tr ER 

um Kapitel 16 „Hüttenwerke“ liegt ein Antrag der Kommiſſarien 
des Bauſes vor, dem nächſten Etat eine Zufammenftellung anm fügen, 
woraus die zum Betriebe der eimelnen Staatehüttenwerke erforder: 
lichen Betriebsfonds erſichtlich. Derſelbe wird von den Abgg. Ber ; 
ger und Schroeder (Lippſtadt) befürwortet und mit großer Mehr⸗ 
heit genehmigt. 


durch den Berz bau verurſachten Bodenſenkungen in den Städten 
lohn, Eſſen, Steele und Oberhaufen zur Sprache. Beſonders in gung 
lohn iſt der Bergbau uralt und von bervorragender Bedent er, 
Schon früher waren dort hin und wieder kleine Bodenſenkungen un 
gekommen, wofür Entſchädigungen an die Beſchaͤdigten gezahlt 1 
den. Als es aber anfing, recht bedenklich in den Wobnungeh, | 
fniftern und zu krachen, ganze Straßen ins Schwanken gerte ent 
ganze Häuſerreihen einſtürzten, lehnten die Intereſſenten jede, has | 
A e Perz angeblich, weil die Bodenſenkungen mit dem Beach 
nicht in Verbindung ſtanden. Ein gegen die Märkiſch⸗Weſtfäliſch, F 
Bergwerksgeſellſchaft der man die Urſache der Verwüſtungen fa ener 
gemein zuſchreibt, während Redner — weder beſchädigt noch an Beier N 
Geſellſchaft irgendwie betheiligt — unparteiiſch dieſe Frage unent die 
den laſſen wolle, angeſtrengter Prozeß bat 17 Jahre gedauert; ligen“ 
katholiſche Kirchengemeinde iſt nach einem langen und koftſcie id 
Verfahren mit ihrer Klage abgewieſen worden — wer von den N 
armen Leuten möchte da noch gerichtlich klagbar werden? Der 
ner entwirft dann ein trauriges, düſteres Bild von dem in JE m/ 
Stadtviertel herrſchenden Elend und richtet die Frage an den AT 
ſter, ob die kal. Regierung von dem geſchilderten Nothſtande gene 
Kunde habe und ob und event. was zu thun ſie entſchloſſen ſei, n j 
eine große Anzahl treuer Staatsbürger, die ihre Pflichten und 1 
ſtets ri und gern getragen, in ihrem unverſchuldeten Elend 
helfen. (Allſeitige Zuſtimmung.) i 5 8 icht 

Handelsminiſter Dr. Achenbach: Die Regierung bat es ue 
unterlaſſen, ſich mit den ae in Iſerlohn eingehend zu u 
ſchäftigen. Nun iſt bereits vom Vorredner bervorgeboden worde. 
daß die Prozeſſe zu Ungunſten der Befchädigten entſchieden wor 
ſind. Insbeſondere trifft dies bei einer Entſchädigungsklage der tat, 
liſchen Gemeinde zu. Da es nicht für erwieſen erachtet worden at 
daß der Bergbau die Schuld an den Befhädigungen trägt, jo kane 
auch nicht davon die Rede ſein, denſelden polizeilich zu inhibiren. Un 
der Stadt JIſerlohn wird übrigens zur Zeit kein Bergbau betrie N 
es befinden ji Dafelbft nur alte Baue, die nicht benutzt werden. Nn, 
darf nicht vergeſſen, daß die genannten Städte, insbeſondere Eſle 
dem Bergbau ihre Blütze verdanken. Das Wohnen in ſol e 
Gegenden iſt naturgemäß etwas unſicher, in England beiſpiels wee 
noch in viel höberem Grade, ohne daß man polizeilich gegen 
Bergbau einzuſchreiten gedenkt. 

Die einzelnen Titel 
bewilligt, worauf das Haus ſich um 4 Uhr vertagt. 
nächſten Tag den Kommiſſionsberathungen zu reſerviren, 0 
Sen erſt Abends 7 Uhr ſtattfinden. (3. Leſung „% 

eſetzes betreffend die Abtretung der Bank, Fortſetzung der Ela 
beratbung.) 
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Die neueſte Folge der päpſtlichen Bulle 
ift, wie bereits telegraphiſch gemeldet, der „Entwurf eines Geſe y 
betreffend die Einſtellung der Leiſtungen aus Staat, 
mitteln für die römiſch⸗katboliſchen 81s 16 
mer und Geiſtlichen“ welcher geſtern ſeitens der Reger 
beim Abgeordnetenhauſe eingebracht worden iſt. Dieſe Vorlage 0 
dem Gedanken Ausdruck, daß Leiftungen des Staates Denjenig 
nicht zu Gute kommen dürfen, welche dem Staat die Anerken — 
verſagen. Staatlicher Schutz und ſtaatliche Unterſtützung ſollen 10 
Denen zu Theil werden, welche den Landesgeſetzen ſich fügen. * 
den Taſchen der preußiſchen Steuerzahler — bemerkt die „Not fi 
deutſche Allgemeine Zeitung‘ — wird ebenſowenig die MAT 
zöſiſche Armee zu unterhalten fein, wie ein jeſuitiſch⸗römiſches Heer 
Recht und Pflicht halten im öffentlichen Leben einander die Waage: 
wer ſich den Pflichten gegen König und Vaterland ledig erachtet,!“ 
verwirkt fein flaatsbürgerliches Recht. Die Hauptdeſtimmungen 7. 
Geſetzes find bereits in unſerer heutigen Morgennummer telegra gi t 
mitgetheilt worden; gleichwohl geben wir nachſtehend den Wort” 
deſſelben: 

8 1. In den Erzdiözeſen Köln, Gneſen und Poſen, 
Kulm, Ermland, Breslau. Hildesheim. Osnabrück, Paderborn, Mü 
ſter, Trier, Fulda, den Delegaturbezirken dieſer Dißzeſen, ſowie 
den preutziſchen Antheilen der Erzdiözeſen Prag, Olmütz, Brei 
und der Diözeſe Mainz werden vom Tage der Verkündiguna DIE g 
Geſetzes ab ſämmtliche, für die Bisthümer, die zu denſelben gehörig A 
Inſtitute und die Geiſtlichen beftimmten Leiſtungen aus Staatsmill 
eingeſtellt. — Ausgenommen von dieſer Maßregel bleiben die Leif | 
gen, welche für Anſtaltsgeißliche beſtimmt find. — Zu den Stacneſeg 1 
teln gehören auch die unter dauernder Verwaltung des Staats ſte 
den beſonderen Fonds. 4 . 1 pes 

§ 2. Di: eingeſtellten Leiſtungen werden für den Umfang lich 
Sprengels wieder aufgenommen, jobald der jetzt im Amt befind bet 5 
Biſchof oder Bisthumsverweſer der Staats ⸗ Regierung gegen 
era ſchriftliche Erklärung ſich verpflichtet, die Staats⸗Geſetze zu 
olgen. ; 1 7 

$ 3. In den Erzdiözeſen Gneſen und Poſen, ſewie in der Did 
Paderborn erfolgt die Wiederaufnahme der eingeſtellten Leiſtunge ger 4 
den Umfang des Sprengels, ſobald die Beſtellung eines Biethunzelt 
weſers oder die Einſetzung eines neuen Biſchofs in geſetzmäßiger 1 
ſtattgehabt hat. f 8 a „ ght 

$4 Tritt die Erledigung eines zur Zeit beſetzten biſchölli 
Stuhles ein, oder ſcheidet der jetzige Biötbumsvermwefer der Dir 
Fulda aus feinem Amte aus, bevor eine Wiederaufnahme der Ip 
Hungen auf Grund des $ 2 erfolgt iſt, fo dauert die Einſtellung einc 
ſelben für den Umfang des Sprengels fort, bis die Beſtellung ge. 
Bistbumsverweſers oder die Einſetzung eines neuen Biſchofs in N 
ſetzmäßiger Weiſe ſtatigehabt bat. - at 

§ 5. Wenn für den Umfang eines Sprengels die Leiſtun ger tigte 
Staatsmitteln wieder aufgenommen find, einzelne Empfanasberech 2 
aber, der vom Biſchof oder Bisthumsverweſer übernommenen 
pflichtung ungcachtet, den Geſetzen des Staates den Gehorſau, g 
weigern, ſo iſt die Staatsregierung ermächtigt, die für dieſe Empfa | 
ein 1 


Bei Kapitel 19 (Oberbergämter) Bringt Abg. S & Lied 235 | 


der dauernden Ausgaben werden fämmttih 
Um die 
wird ' 


den Died 


berechtigten beſtimmten Leitungen wieder einzuſtellen. 

9 6. Die Wiederaufnahme der eingeſtellten Leiſtungen 9 bis 
zelne Empfangaderechtigte erfolgt außer den Fällen der 88 2 
wenn der Empfangsberechtigte der Staatsregierung gegenüber 106 zu 
im 8 2 bezeichneten Weiſe ſich verpflichtet, die Geſetze des Staake die 
befolgen. — Außerdem iſt die Staats⸗ Regierung ermächtigt uw 
Leiſtungen einzelnen Empfangsberechtigten gegenüber wieder — bie 
nebmen, wenn ſie durch Handlungen die Abſicht an den Tag Learn ven 
Geſetze des Staates zu befolgen. Verweigern dieſelben demmä mals“ 1 
Geſetzen des Staates den Gehorſam, ſo ſind die Leiſtungen aus 
mittein wieder einzuſtellen. - k folgt in 

§ 7. Die Wiederaufnahme der eingeſtellten Leiſtungen ereichen 
allen Fällen vom erſten Tage desjenigen Vierteljahres an, in. 


die geſetzliche Vorausſetzung der Wiederaufnahme eingetreten iR pet 

$ 8 Ueber die Verwendung der während der Einſte ; nach 
Leiſtungen aufgeſammelten Beträge bleibt, ſoweit dieſelben MIT einen 
der rechtlichen Natur ihres Urſprungs zu Gunften der allge 25 


Staatsfonds als erſpart zu verrechnen ſind oder anderweit verw, 
dar werden, geſetzliche Beſtimmung vorbehalten. Der Wein gere 
geiſtlichen Angelegenheiten iſt im Falle einer kommiſſaxiſchen nes: A. 
kung des biſchöflichen Vermögens auf Grund des Geſetzes der Bt 
Mat 1874 befugt, die Fortgewäbrung der zur Ausſtatlung für Zweck. 
thümer beftimmten Leiſtungen inſoweit zu verfügen, als dies Ofen per’ 
der 3 3 und zur Beſtreitung der zit 
elben erforderlich iſt. - ve 
agen ve b g n Sele 
e er Abgaben und Leiſtungen an 5 N 
faben ba Inſtitute und die Gciftlihen, für den dame Ein, 
fang eines Sprengels ſo lange nicht ftatt, als für denſelben ' 
ſtellung der Leitungen aus Staatrmitteln dauert | 


3 


y 8 10 Si 2 2 2 x 
hi Sind die Leiſtungen aus Staatsmitteln an einen Em: 
berechtigten auf Grund des 5 6 wieder aufgenommen, fo iſt in 
N ber an ihm zu entrichtenden Abgaben und Leiſtungen die Ver⸗ 
der Erefution wieder zu gewähren. — Ein Gleiches gilt in Bes 
e de Abgaben und Leiſtungen für diejenigen Geiſtlichen, welche 
Aden iſtungen aus Staatömitteln zu beziehen haben, wenn ſich die⸗ 
Wag durch ausprüdiihe oder ſtiaſchweigende ane en een 
Ku 1 und 2) verpflichten, die Geſetze des Staates zu befolgen, fo 
5 fie dieſer Verpflichtung nachkommen. 5 ; 
hl. Wer in den Fällen der $$ 2 und 6 die ſchriftlich erklärte 
Ma biung widerruft, oder der durch dieſelbe übernommenen Ver⸗ 
Mag zuwider die auf fein Amt oder feine Amtsverrichtungen be⸗ 
n den Vorſchriften der Staatsgeſetze oder die in dieſer Hinſicht 
or er Obrigkeit innerhalb ihrer geſetzlichen Zuständigkeit getroffenen 
ellen verletzt, iſt durch gerichtliches Urtheil aus ſeinem Amte 
en. 


0 12. Die Entlaſſung aus dem Amte hat die rechtliche Unfähig⸗ 
ar Ausübung des Amtes, den Verluſt des Amtseinkommens und 
5 Fledigung der Stelle zur Folge. Außerdem tritt die Einſtellung 
In „tungen aus Staatsmitteln, ſowie der Verwaltungserekution in 
A, früheren Umfange wieder ein. — Der Mimiſter der geiftlichen 
b elegenheiten iſt ermächtigt, ſchon nach erfolgter Einleitung des Ver⸗ 
deus die Einſtellung der Leitungen zu verfügen. — Endet das Ver⸗ 
5 ae mit Freiſprechung, fo find die in Folge Verfügung einbehaltenen 
"ge nachzuzahlen. f 
Mid, 13. Zuſtändig zur Verhandlung und Entſcheidung iſt der 
Lale 1g rang für kirchliche Angelegenheiten (Geſetzſammlung 


e 14. Wer Amtshandlungen vornimmt, nachdem er in Gemäß⸗ 
des 8 11 dieſes Geſetzes aus feinem Amte entlaſſen worden iſt, 
mit Pe De zu 300 Mark, im Wiederholungsfalle bis zu 
ark, beſtraft. 

dufte Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt mit der 

hrung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Die nationalliberale „B. Aut. Korr.“ ſchreibt: Das neue Geſetz 
%” von einer tiefeinſchneidenden Wirkung fein. Es muß ſich nun 
en, ob die katholiſche Geistlichkeit, dem Gebote des Papſtes folgend, 
u ibrerſeits die Souveränetät des Staates und die Rechtsbeſtän⸗ 
beit der Staatsgeſetze offen zu leugnen wagt. Die Berechtigung zu 
em energiſchen Vorgehen der Staatsgewalt kann nicht bezweifelt werden. 
„ möglich kann man von dem preuß. Staate verlangen, daß er aus ſei⸗ 
1. Mitteln geistliche dotirt, welche die Rechtsbeſtändigkeit der Heſetzgebung 
damit die legale Exiſtenz des Staates beſtreitet, deſſelben Staates von 
0 He dieſelbe a Geiſtlichen ihre Dotation empfangen. Die Nothwen⸗ 
! leit der Maßregel wird durch den guten Verlauf des großen Kam⸗ 
U obne Weiteres dargethan. Die Verantwortlichkeit für die Noth⸗ 
I, trägt lediglich die katholiſche Hierarchie. Die katholiſche Bevbl 
eng Preußens wird mit voller Klarheit vor die Alternative geſtellt: 
e and und Kaiſer oder römiſche Kirche und Papſt? Je ſchärfer 
h f egenſatz zu klarem Bewußtſein gebracht wird, um fo ficherer 
Alen wir erwarten, daß die Entſcheidung unſerer katho iſchen Mit: 
ger zu Gunſten des Vaterlandes ausfallen wird. 


Lu 
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Die neue Verfaſſung Franfreichs und die 
Revanchegelüſte. 


Original⸗Korreſpondenz der Poſener Zeitung. 

Aus Bordeaux vom 1. März wird uns gefchrieben : 

(4, (ach langem Proviſorium hat das Land endlich eine Konſtitution 

uäaftg bemerkt: die 21. ſeit 1793. — Red. der Poſener Zig); 
R Faktum genügt, den Revanche⸗Gedanken wieder in den Border: 

ad zu ſtellen. 

0 Die „Gironde“, ein hier erſcheinendes bedeutendes Blatt, rait 

1 r Zahl von 25,000 Abonnenten, welches ſich ſelbſt gemäßigt repu⸗ 

Win nennt, ſchreiht am Tage nach der Konſtituirung der Re⸗ 


I Frankreich iſt Herr ſeiner ſelbſt, das genügt uns als Garantie, 
! ſücle republikaniſchen Inſtitutionen immer mehr erſtarken und ihre 
\ te tragen werden. Gefallen, aus Ohnmacht, aus Mangel an 
an tuen zu ſich ſelbſt (sic!!) gefallen, weil es den Verführungen des 
arismus folgte, Kerficht Frankreich wieder auf und erhebt ſich zu 
N . ſtarken Verſuch (alſo nur ein ſolcher iſt das geprieſene Wallo⸗ 
datt Das nimmt ſich im Munde eines „gemäßigt republikaniſchen“ 
Ian. ® recht gut aus. — Red. d. Poſ. Big.) freien Lebens. Schon 
Ni! wir mir weniger Demüthigung, ja mit weniger ſchmerzlichem 
\ — unſere Blicke nach den heiden unglücklichen verlorenen Provin⸗ 
Ne den (Aha). Die Rerublit, zu derfeiben Zeit gegründet und 
Re nt, in welcher die Feinde Frankreichs deren Rückfall in den 
0 je alifttihen Koth (la fange imperiale) prophezeiten, — — welche 
Welßung für Elſaß⸗Lotyrmugen, welch mächtiger Grund zu glauben 
daa hoffen! Nein, der Genius Frankreichs bat ſich nicht von ibm 
Pur Dt bas Volk der Revolution ist noch nicht fo weit, anderen 
Mn den Vorrang auf geiſtigem Gebiete und in moraliſcher Bezie⸗ 
| Neinzuräumen. 0 ; 3 
ie zer, Das Volk, welches nach entſetzlichen Verſuchen ſein Heil in 
N depublikaniſchen Freiheit ſucht, geht nicht ſeinem Verfall entgegen. 
Mauen alſo und Muth! Der Morgen des 100. Jahrestages von 
Ar wird nicht über einem niedergedrückten, „verffümmelten 
N deutlich! Red. d. Po. Big) ſklaviſchen Fraukreich aufgehen. 
pe das Kaiſerreich uns bloß geſtellt, oder was es verloren hat, 
ere ublik wird wiſſen, das Erſtere gut zu machen, das Letz⸗ 
| wiederzufinden. Vive la république!“ 


| heben zu dürfen glaubt, ihr Veto in jede Angelegenheit des Erdkrei 
1. ih) werfen? Immer noch die alte ſelbſt bethörende Phraſenwirth⸗ 
ai AL die erſchütternden Schickſalsſchläge haben nicht genügt, die 
ft oſe Eitelkeit, die das Weſen der Nation ausmacht, zu dämpfen, 
I N heut in der neugeborenen Republik wieder in vollſter Blüte, 
der eugniß des moraliſchen Geſunkenſeins der Nation, welche ſtalt 
Ur aus der erhaltenen Züchtigung zu ziehen, jede Gelegenheit be⸗ 
uni ſelbſt zu vergöttern, und ihrer Gloire des Unſterblichkeits⸗ 
8 auszuſtellen! 

dane ntereſſant iſt es zu hören, wie die verſchiedenen Provinzial Or- 
10 8 6 Proklamirung der Republik beurteilen. Das „Journal 
1 Ne m rdeaux“ (bonapartiſtiſch) will beſſere Zeiten abwarten, um 
N Mung über das künftig biſtoriſche Votum vom 25. Februar 
dn rechen. Der „Courier de la Gironde“ findet, daß 
i der zu ſehr beeilt habe, Frankreich eine Konſtitution zu geben, in 
. bene nur einen, von einer zum Narren gehaltenen, außer ſich 
t da en Vereinigung beſchloſſenen Ausweg erblickt. Die „Gu ien ne“ 
du dan was man beſchloſſen hat für die konſtitutionelle Anarchie 
W * das man mit Rieſenſchritten dem Bürgerkriege zueile. 
ende ovince“ ergiebt ſich zwar gelaſſen in den Beſchluß der 
„ des, welche das „Wallonat“ zum Geſetz erhebt, allein fie wie⸗ 
N lei 5 die Monarchie das Leben und die Ehre dicſes großen Lan⸗ 
10 Ron wird, die Monarchie, welcher Frankreich die parlamenta ; 
Aut Aerungsform und die Freiheit verdankt, und von welcher fie 

5 rlöſung erhofft! 


N 
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%, Klingt das nicht, als wäre es wieder la belle France, welche ſich 


Brief- und Zeitungs berichte. 
Berlin, 5 März. 

— Bei dem gegenwärtig aufs Neue mit der römiſchen Kurie ent⸗ 
brennenden Kampfe möge darauf hingewieſen werden, daß bis Ende 
1840 der ſchriftliche Berkehr der Biſchöfe mit dem Papſte 
nicht frei war und erſt König Friedrich Wilhelm IV. denſelben kurz 
nach feinem Regierungs⸗Antritte freigegeben hat. Das darüber 
ſprechende, vom 1. Januar 1841 datirte, an die katholiſchen Biſchöfe 
gerichtete Rundſchreiben des damaligen Miniſters der geiſtlichen An⸗ 
gelegenheiten, Eichhorn, iſt auch heut noch bemerkenswerth, weshalb 
es hier folgen möge: 

„Se. M. der König.. haben zu beſchließen geruht, daß in allen 
geiftlihen Angelegenheiten, wo das hierarchiſche Intereſſe zwiſchen 
den Biſchöfen des Landes und ihrem geiſtlichen Oberhaupte zu gegen⸗ 
ſeitigen Mittheilungen Anlaß giebt, der diesfällige Verkehr mit dem 
römiſchen Stuhle fortan frei von allen Beſchränkungen ftattfinden 
könne. ... Allerhöſtdieſelben hegen das volle Vertrauen, daß bei 
dieſem Verkehre die Biſchöfe ſtets ihres, dem Landes⸗ 
herrn geleiſteten Eides der Treue und des Gehor⸗ 
ſams eingedenk ſein und auch in Abſicht der An⸗ 
wendung oder Ausführung von Erlaſſen, welche 
fie von dem römiſchen Stuhle erhalten, die Vor⸗ 
ſchriften der beſtebenden Geſetze und Verfaſſung 
nie unbeachtet laſſen werden. Demgemäß erwarten Se. 
M.svon ihnen nicht nur die jedesmalige Anzeige von dem Inhalte der 
Verhandlungen zwiſchen ihnen und Rom, ſondern auch insbeſondere, 
daß ſie die an ſie gelangenden Schreiben und Erlaſſe, welche 
nicht ausſchließlich die Lehre betreffen, ſondern zugleich den Staat 
und die bürgerlichen Verhältniſſe, wenn auch 
nur mittelbar berühren, ohne die vorangegangene Zu ſtim⸗ 
mung der weltlichen Behörde weder verkünden, 
noch ſonſt in Anwendung bringen. . Es gereicht 
mir zur beſonderen Freude, Ew. u. ſ. w. von dieſem königlichen Be⸗ 
ſchluſſe, dem Ausfluß des großartiaften Vertrauens, in Kenntniß zu 
ſetzen. Se. M. haben keinen aufrichtigeren Wunſch, als daß der nun 
ganz frei gegebene Verkehr ununterbrochen aufrecht erhalten und Aller⸗ 
höchſt demſelben nie durch Mißbrauch die Pflicht auferlegt werden 
möge, zu Maßregeln zurückzukehren, welche die Erhaltung der Rechte 

hrer Krone und die landesherrliche Sorge für das Wohl und den 
1 — aller ihrer Unterthanen als nothwendig erſcheinen laſſen 

unten.“ 


— Mit dem geſtrigen Tage iſt die „Berliner Preſſe“, eine 
Zeitung, welche hier ſeit dem 1. Januar d. J. erſchien, bereits wieder 
eingegangen. Das ziemlich umfangreiche Blatt ſcheint zu bedeutende 
materielle Opfer Seitens ſeines Beſitzers erfordert zu haben. Wie der 
„Börſ.⸗ Cour.“ wiſſen will, hat es in den acht Wochen ſeiner Exiſtenz 
einen Zuſchuß von ppt. 35,000 Thlr. abſorbirt. 

München, 28. Februar. Die „N. Fr. Pr.“ läßt ſich von hier 
ſchreiben: „Der Nuntius Bianchi in München ſoll ſich neulich über 
die Demonſtration der bairiſchen Stabs- Offiziere, welche wie auf 
Kommando alleſammt von ſeinem Empfange fortblieben, ſo energiſch 
bei der konvertirten Königin⸗Mutter von Baiern beſchwert haben, 
daß die Letztere nicht umhin konnte, die Klage des päpſtlichen Digni⸗ 
tars ihrem Sohne, dem König Ludwig, mitzutheilen. Zugleich wurde 
dem jungen Monarchen damit gedroht, daß Monſignore Bianchi über 
dieſe Beleidigung nach Rom berichten werde. Da ſoll aber König 
Ludwig, der „Linzer Tagespoſt“ zufolge, ſehr ruhig entgegnet haben: 
„Das habe ich von meinen Offizieren nicht anders erwartet, und ich 
bin überzeugt, daß wie ſie auch jeder meiner braven Soldaten gehan⸗ 
delt haben würde.“ Ob wohl die Schwarzen am Iſarſtrande dieſen 
königlichen Wink ad notam nehmen werden? 

Petersburg, 1. März. Aus Podolien erzählt der „Kiewl.“ 
eine Schmuggelaffaire, die ſowohl durch den blutigen Beginn, 
als durch die bedeutenden Folgen bemerkenswerth iſt. Die Geſchichte 
paſſirte im Flecken Gocodock, in der Nähe der öſterreichiſchen Grenze, 
wo ſchon ſeit langer Zeit ein eifriger Schmuggel hauptſächlich durch 
Juden betrieben wurde. Faſt die ganze hebräiſche Bevölkerung er⸗ 
nährte ſich ausſchließlich durch Contrebande. Das war Allen bekannt, 
aber Niemand wagte bei der Verfolgung der Schmuggler behülflich 
zu ſein, da man ihre Rache nicht nur in Form von Gewaltthat und 
Brandſtiftung, ſondern von Denunziationen fürchtete, deren Folgen 
alle Weitläufigkeiten des alten Gerichtsverfahrens waren. Endlich 
brachte ein Zufall die Gelegenheit zu energiſchem Eingreifen. Zoll⸗ 
wächter erreichten unter Führung eines Offiziers einige Führer mit 
Contrebande zwar nicht an der Grenze, wohl aber mitten im Städt⸗ 
chen. Sie wollten die Waare konfisziren, aber eine Menge Juden 
leiſteten offenen Widerſtand. Obgleich die Zollwächter mit Säbeln 
und Revolvern bewaffnet waren, mußten ſie verwundet der Ueberzahl 
weichen und die Wagen im Stiche laſſen. Nach einiger Zeit erſchien 
jedoch Militair ihnen zu Hilfe. Ein Jude wurde getödtet, mehrere 
verwundet. Die Folge des Kampfes war ein Maſſenprozeß, in welchem 
die Hauptſchuldigen zur Zwangsarbeit und 40 andere zur Anſiedelung 
in Sibirien verurtheilt wurden. Viele Einwohner des Städtchens 
wanderten, von Furcht getrieben, nach Oeſterreich aus. Der ganze 
Flecken iſt ruinirt, zwei Compagnien Soldaten ſind daſelbſt einquartirt 
und den Bewohnern wurde die Zahlung von 5600 Rubeln auferlegt. 
Das wichtigſie Reſultat aber dürfte fein, daß die Adminiſtration die 
Frage in Anregung gebracht, alle Bewohner, Mann für Mann, 
ihre Familien miteingerechnet, in Sibirien anzuſiedeln. Dieſe 
Maßregel iſt in Vorſchlag gebracht, um das Schmugglerneſt ein für 
alle Male gründlich zu zerſtören. 


Lokales und Proninzielles. 
Poſen, 5 März. 


— Alte und neue Münzen. Zur Vermeidung von Irrthü⸗ 
mern hat der Finanzminiſter die Bezirksregierungen u. ſ. w. veran⸗ 
laßt, darauf aufmerkſam zu machen, daß gegenwärtig, und zwar bis 
Ende d. M. nur die alten preußiſchen Zwei und Vier⸗ 
pfennigſtücke eingezogen werden, ein gleiches Verfahren für die 
preußiſchen Ein⸗ und Dreipfennigſtücke nicht angeordnet 
iſt, weshalb die letzter wähnten Münzen auch noch jetzt eben fo wie 
bisber im Verkehr bleiben. Daraus erhellt, daß die alten Einpfennig⸗ 
ſtücke genau wie die neuen gelten, während die Dreipfennigſtücke ein⸗ 
zeln eigentlich keinen rechten Cours haben, zwei zuſammen aber fünf 
Pfennige gelten, weil ſich eine andere Unterbringung oder Umrechnung 
nach der Reichswährung doch nicht herſtellen läßt. Dieſe Anordnung 
läßt ſich überdies auch nur auf den Verkehr innerhalb des preußiſchen 
Staats beziehen. — Die Klagen über den noch ſo geringen Umlau 
der neuen Reichs münzen vermehren fi täglich, ohne da 
eine Ausſicht vorhanden iſt, daß dieſem Mißſtand bald abgeholfen 
werden wird. Nach einem der becliner „Volks⸗Ztg.“ von kompetenter 
Seite zugehenden Gutachten iſt vor dem Jahre 1880 ein normaler 
Umlauf ter deutſchen Reichsmünze ſelbſt bei der angeſtrengteſten Thä⸗ 
En ER in Deutſchland beſtehenden Münzprägeanſtalten nicht zu 
er x 


den Treuherzigen hierauf nach einem in der 


Siaats- und Volkswirihſchaft. | 
** Oefterreichifche 1864er Loofe. Siebung vom 1. Mürz 


ezogene Serien: 
Nr. 318 374 451 833 852 1145 1480 1999 2002 2093 2490 264 
3448 3644. 


Gewinne. 
Ser. 852 Nr. 98 a 200000 Fl. 


Fl. 
Ser. 1999 Nr. 4, Ser. 3448 Nr. 51 a 5000 Fl. 
2 Ser. 2002 Nr. 95, 


500 Fl. 

Ser. 318 Nr. 93, Ser. 541 Nr. 47, Ser. 833 Nr. 57 85, Ser. 
1145 Nr. 21 36, Ser. 1999 Nr. 22, Ser. 2093 Nr. 62, Ser. 2490 Nr. 
9 55 84, Ser. 2674 Nr. 63, Ser. 3448 Nr. 1 15 20 31 53, Ser. 3644 
Nr. 14 41 45 a 400 Fl. 


Vermiſchtes. 


* Berlin, 3. März. An einen polniſchen Auswanderer 
trat vorgeſtern Nachmittag im Wartefalon 3. Klaſſe des Hamburger 
Bahnhofes ein junger Mann mit der Frage heran, ob er nach Amerika 
zu reiſen beabſichtige, D { f 
kannte, daß er auch dorthin reife. Hierauf offerirte, wie die „Poſt“ 
mittheilt, der Unbekannte dem Polen eine Anzahl angeblicher Werth⸗ 
papiere, in der That Neujahrswünſche in der Form von Banknoten. 
mit dem Erſuchen, ihm dafür Gold oder Silber einzuwechſeln, wobei 
ex bemerkte, daß die Scheine einen Werth von 330 Mk. hätten. Der 
offenbar mehr als harmloſe Mann zahlte ſofort 120 M, womit ſich 
der Unbekannte aber nicht zufrieden erklärte, vielmehr erſuchte er den 
Auswanderer, ihn zu einem Wechsler zu begleiten, wo die Scheine ge⸗ 
wechſelt und der Reſt in Empfang genommen werden ſollte. Er führte 
nvalidenſtraße belegenem 
hüre zu und verſchwand 
daß er in die Hände eines 


Kellerlokal, ließ ihn zuerſt eintreten, warf die 
eiligſt. Erſt jetzt bemerkte der Aermſte, 
Betrügers gefallen war. 

* London, 4. März. Der Dampfer „Prinzeß , beladen mi 
Mais, iſt geſtern auf der Fahrt von Antwerpen nach bier unterge⸗ 
gangen. Von der Mannſchaft haben 7 Perſonen den Tod in den 
Wellen gefunden, 10 wurden gerettet. 

* Newyork, 3. März. Im öſtlichen Tenneſſee haben große 
Ueberſchwemmungen ſtattgefunden. Der Schaden wird auf eine 
Million Dollars geſchätzt. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Waſner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 
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Bis 11 Uhr Vormittags eingegangene Depeſchen. 


Berlin, 5. März. Der Kaiſer hat ein Verbot der Ausfuhr von 


Pferden über die Grenzen Deutſchlands vollzogen. 

Verſailles, 4. März. 
ſammlung verlief zwiſchenfallslos. Zwiſchen Buffet und Dufaure iſt 
der „Ag. Havas“ zufolge über das Programm und die Zuſammen⸗ 
ſetzung des neuen Miniſteriums noch kein vollſtändiges Einverſtändniß 
erzielt. - 


Telegraphiſche Börfenbericte. 

Breslau, 4. März, Nachmittags (Getreidemarkt). Spiritus 
pr. 100 Liter 100 pCt. pr. März 56, 0), pr. April⸗Mai 56, 50. Juli⸗ 
Aug. 58, 50. Weizen pr. April⸗Mai 173, 00. Roggen pr März 
144, 00, or April⸗Mai 141, 50, per Juni⸗Juli 142, 00. Rüböı 
April⸗Mai 54, 00, pr. Mai⸗Juni —, —. 


4. März. Nachmittags 1 Uhr. (Getreidemarkt). Wetter 
Froſt. Weizen feſt., hieſiger loco 50, fremder loko 20, 
pr. März 19, 05, pr. Mai 18, 70. Roggen feſt, hieſiger loko 
pr. Mär; 15, 15, pr. Mai 14, 45. Hafer 19 


. DC9 „, 
pr. März 18, 80, pr. Mai 17, 75. pr. Juli 16, 95, Rüböl ſteigend loko, 
30, 30, pr. Mai 30, 40, pr. Oktober 31, 70. 3 
Bremen, 4. März. Petroleum (Anfangsbericht). Standard 
white loco 12 Mk. 90 Pf. a — Mk. — Pf. 5 3 

Bremen, 4. März. Petroleum. (Schlußbericht.) Standard 
white loco 12 Mk. 90 Pf. Ruhig. 

amburg, 4. März. Getreidemarkt. Weizen loko feſt aber ruh. 

auf Termine ruhig. ur loko ſtill, auf Termine ruhig. Weizen 

ilo netto 183 B., 182 G., pr. April⸗Mat 

1 Juni 1000 Kilo netto 

0 


„ Mai Juni 1000 Kilo netto 
8 „1000 Kilo netto 143 B., 142 
Juli - Auguſt 1000 Kilo netto 143 Br., 142 Gd. 
öl r. Mai 58, 
Spiritus flau, pr. 5 5 x 


Standard white loko 13, 00 B., 12, 90 G., pr. M 


Sehr ichn 12, 75 Go, pr. Auguſt⸗Dezember 13, 50 Br. — Wetter: 
ehr ſchön. 

Paris, 4 März, Nachmittags. (Produktenmarkt.) (Schlußber.) 
Weizen behauptet, pr. März 24,75, pr. April 24, 75, pr. 
Mai⸗Auguſt 25,50, per Mai Juni 25,00. Roggen ruhig, pr. März 
—, April —, —, Mai⸗Jun —, —. Mai⸗Aug. —, — Mehl rub., 
pr. März 52, 50, pr. April „ 00, pr. Mai⸗Auguſt 54, 50, 
pr. Mai ⸗ Juni 53, 50. Rüböl ſteigend, pr. M „50, pr. 


April 80, 50, pr. Mai⸗Auguſt 81, 25 pr. September⸗Dezember 82, 00. 
Eins ruhig, pr. März 54, 00, pr. Mai⸗Auguſt 55, 75. — 
ekter: ie 


Ditober —. 
loco en) pr. 
Mai —, pr. Herbſt —. Wetter milder. 

Antwerpen, 4. März, Nachmittags, 
Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen feſt, Roggen ruhig, 
Odeſſa 18, Hafer unverändert, Riga 33%. Gerſte behaupt., Donau 
—. Vendée —. 2 

Betroleum- Markt (Schlufberiät). Raffinirtes, Type weiß, 
loko 31% bez. u. Br., pr. Mär. 31% 58 u. Br. pr. April 32% bez. u. 
Br. pr. Sept. 35 bz., 35% Dr, pr. Sept.⸗Dezembr. 35% bz. u. Br. 


Uhig. b 
London, 3 März, een Getreidemarkt (Schlußbe⸗ 
bericht. Fremde Zufubren ae en ontag: Weizen 1010, Gerſte 


Gerſte . Hafer Artrs. 
Der Mark Iclop für ſämmtliche Getreidearten in fehler Hal⸗ 
: Geldift, Def 30 To küher, = Mehr: 


Milder. 
Giasgow, 3. März. Roheiſen. Mired numbers warrants 
75 Sh. 4 d. 


und als der Pole dies bejahte, ſagte der Unbe⸗ 


Die heutige Sitzung der Nationalver⸗ 


4. Uhr 30 Minuten. 


* 


Barden 237, 50 


ee 
; 2 ometer 28, 30 
SER ee 27 1 — — 12 Bar Tian 


deckt. 

oggen iſt anfängt, as Kr ei worden. Im 
A des Marktes hat der Begehr aber ſichtlich zugenommen und es 
wurden dann volle af bezahlt. Der Handel mit Waare iſt be⸗ 
ſchränkt, weil die Zufuhr fortwährend klein bleibt. — Nog a 
emlich feſt — Weizen hat bei ſehr ſpärlichem 1 fi we 
u Werthe gebeflert. Die mäßige Kaufluſt hatte Mühe, ſich zu be: 
friedigen. — Hafer loko N 8 verkänflich. Termine 50525 ſich 
wenig verändert. Der Umſatz blieb beſchränkt. — Rüböl animirt und 
zu ſteigenden Preiſe ſehr 8 e n — Spiritus flau und 
etwas billiger 8 fand ſchließlich mehr Beachtung und die Hal: 
tung gewann Feſtigkeit. 8 10,000 Liter. Kündigungspreis 

Nm. 57,3 ser 10.000 Liter⸗yCt. 
Weizen loko per 1000 Kiloar. 162-198 Nm 1 BI. gl. „ zelber 
per dieſen Monat April⸗Mai 177,50 178,50 Rm kai⸗Juni 
779,50 180 50 m En Sun uk 189-183 50-183 Kin. Dr Sul 
Auguft 183-184 Rm. bz. — Roggen loko per 1000 Kilgr 141-160 


Ufer⸗St. A. 107, 50. do. do. Prioritäten 109, 25. Tame en —, — Lom⸗ 


50. Italiener —. Silberrente 69,60. Mumä änier 35,00 Br 
Diskontobank 83,50. do. Wechslerbauk 74,00. Schleſ. Bankv. 100,75. 
Kreditaktien 396, 50. Ber 107, 50 Oberfchlei 1 —— 
Defterreih. Bankn. 1 Ruſſ. Banknoten 2833,30 Schleſ. Ver uns⸗ 
bank 91, 25 re Wan —. Breslauer Prov.⸗Wechslerb. —.— 
Kramſta 87, 00. Schleſiſche Zentralbahn —, —. Brest. Oelf. —, — 


Telegraphiſche Korreſpondenz für Jonds-Kurſe. 
Rrauffurt a. M., 4. März., Nachmittags 2 Uhr 30 Min 
Central⸗Pacific 83% 

A: Wechſel 205, 7 ee — 5 — 81.60. Wie⸗ 

— * 9 Be 182 Böhm. 


. n — Ban 


Nach 
Lombarden 118%. 


*) per medio reſp. per ultimo. 


Breslag 5 1, 4. März 
Freiburger 80, 25. de. junge —. it Sperieilef, 157, 80. N. 8 


Berlin, 4. März. An der Börſe machte ſich gegen die geſtrige 
Hauſſeſtrömung heute eine eniſchiedene Reaktion gleich bei Eröffnung 
geltend. Die auswärtigen Notirungen waren faſt ausnahmslos niedri⸗ 
ger eingetroffen, über ies machte ſich auf den geſammten Spekulativen 
ein Ueberwiegen des Angebots bemerkbar, das die Courſe ſchnell in 
weichende Richtung drängte und zu theilweiſe weſentlichen Coursher⸗ 
abſetzungen führte. Eine im Ganzen matte Stimmung blieb auch 
während des weiteren Verlaufs der Börſe vorherrſchend namentlich 
auf internationalem Gebiet. 
Der Kapitalsmarkt erwies nur für inländiſche Anlagepapiere eine 
te Feſtigkeit, die Kaſſawerthe der übrigen Geſchäftszweige verhielten 
ach ch ſehr ruhig und ſtellten ſich vielfach etwas N Geſchäft und 


re nach Qual. gef., inländ. 151—159 En ab 5 — Ad 8 
Er 7 er A ver dieſen 3 147 Rm. ba er ‚ Frup⸗ 
— Nu. 


galt, u. m 186—8 b Ba jn bz., per dieſen Monat — 50 J 

m. bz., Mai⸗Juni 1155 Rm. bz., Juni⸗Juli 161 160 50 Rm. bz 
— Erdſen ber 1000 r. Kochwaare — m. nach Qual., 
Futterwaare 170 —180 = Qual. — or 255 er 1000 Kilgr. — 


bz., mit Faß 
56 Rm bz, Mär April do., rl, en 5 155555 57,3 Rm. bz., 
Ma: Juni 57,2 53 Rm. by, Juni⸗Juli —, Sept-Dit. 59,460 Nm 
50 Na le nen raffin. (Standard white) per 100 Kilogr. mit Faß loro 
bz., per die — Monat 28 Nm. 55 3 27,70 Rm. B., 
Apr. Mal 26 90 Rm. bz., Sept.⸗Oktober 23 Rm. B,. Okt. Novbr. —. 
- Spiritus per 100 Liter a 100 pCt. 10,000 wer loko ohne Faß 
56,5 — 56,6 Nm. bj, per dieſen Monat —, [oo mit Faß — per dieſen 
Monat 57,3 Nm bz, März April do., April⸗Maꝛ 58.4 — 582 58,3 Nm 


Frankfurt a. M., 4. März, Abends. . 
Kreditaktien 198%, Framoſen? 26534, Lombarden 11796, Galizier 2024, 
e e be —, Silberrente —, 1860er Looſe 118%, Spanier 


erter. —. 3 
März. Vormittags 11 Uhr 10 Minuten. Kreditaktien 
218, 50. L.. 292, 00, Sue 225, 00, Analo⸗Auſtr. 132, 00, 
„ Bapierrente 71, 75. Rückgang 


Unionban 95, IN Lombarden 133, 50, 
der Unionbank drückt. 

Wien, 4. März, Nachm. 12 Uhr 10 Min. Kreditaktien 218,50, 
Framoſen 292,00, Galiuer 225,00, Anglo⸗Auſtr. 132,10, Unionbank 
95,00. Sombarben 133,50 

Wien, 4. März, Nachm. 12 Uhr 50 Min. Kreditaktien 218,25 
Srangoien. 292 00. Galizier WR 3 132,00. Unionbant 

ee 133,25. Still 


en aktien 
218, 30 Franroſen 291, 50. 
do. Lit. B. 72, 50 London 111, 45. Parts 4 „15. Frankfurt 54, 20. 
Böhm. Weſlbahn —.—. Kreditlooſe 168, 75 1860er; Looſe en 70. 
Lomb. Eiſenbahn 132, 25. 1864er Looſe 138, 50. Unionbank 95, 50. 
Anglo, Auſtr. 132, 00. Auſtro⸗türkiſche —, —. Napoleons 8, 90. Dus 
taten 5, 24. Siege, 105, 15. Cliſabetbbahn = 20 Ungariſche 
Wande 82, 20. Preußische Banknoten 1, 63%. 
London, 4 März. Nachmittags 4 Uhr 

Aus der Bank floffen heute — — Pfd. Sterl. 


Umſätze bewegten ſich abgeſehen von ＋ ausgedehnten ſpekulativen 
Transaktionen in den denkbar engſten Grenzen. 

Der Geldftand bleibt wie feither flüſſig zu bezeichnen, im Pri ⸗ 
vatwechſelverkehr wurden feinſte Briefe zu 2% pCt. diskontirt. 

Von den öſterreichiſchen Spekulationspapieren find Kreditaktien 
und Franzoſen als zu niedrigeren Courſen offerirt au bezeichnen, der 
Verkehr derſelben gewann nur mäßigen Belang, Lombarden waren 
gleichfalls niedriger und wenig beachtet. 

Die fremden Fonds und Renten hatten zu ermäßigten Courſen 
theilweiſe gute Umſätze für ſich; matter aber ziemlich leb aft waren 
Italiener und Türken, 1860er Looſe ꝛc. Oeſterreichiſche Papierrente 
115 gef ſeſt wie franzöſiſche Renten ziemlich lebhaft. Ruſſiſche Pfand⸗ 
anleihen fe 


Italieniſche Anl. 71.30 bz Nordd. Gr. Cr. A. ur 102,90 bz G Ae ed 5 99,00 8 
donds: l. Actien örle do. Tabate-Dbt, 6 9980 @ Ades ch e 78,90 Kojel-Obderber 93,50 G 
Be nen Se 2. Kc 416,50 b Niederschl. Bi igb. > 75 8 
März 187 92 ap en 65,30 b err an wei 7 
Bee En 0 5 Sit errente 69.60 B 8 ss rov.-Bl. 4 109,60 6 Se 10 92.50 G 
5 85 250fl. Pr. Obl. 4 388 55 5 do. Prov l. Bk. 4 1,00 8 do. Em. 43 99,75 B 
Conſolidirte Anl. Hi 105,70 6 do. 100 fl. Kred.-L. — 358,25 nn „B. 4 1106,90 & do. M. Em. 44 99,25 G 
Bei 99,50 B do. Looſe 1860 5 17, 90 bi ey 8 = ii 5 1050 = 
> do. Pr.⸗Sch. 1864 - 307,50 B do. Ctr.⸗Bd.40pr. 5 119,00 eOder - Ufer 03,50 
PER REN 91,40 bz do. ee 5 88, G Roſtocker Bank 4 110,00 B Rhein. Pr.⸗Oblig. 5 93,20 G 
2 St. Anl. 1855 35.138,40 b nrg S0 1 89,25 G 848 Bank i 118,50 G do. v. Staate gar. 35 87,00 G 
l 39,00 300 fl. 5 | 95,00 8 j Bantverein 100,75 8 do. IIl. v. 1858 u. 60 4 99,50 G 
Leu. Neum Schld 10 94,50 6 de. Sbbr lt Gm. R 83,50 G Helge Bank 1408750 65 do. 1862, 64, 65 4 99,50 B 
Dberbeichba bl. 4) 101,00 do. Part.D.500f.4 1324,00 G el e Bank 4 87 50 65 auen bi h 1103,40 & 
Berl. Stabt-Obl. 102,50 b3 do, Ligu.-Pfandb. 1 | 70,60 bz Prh. Opp. Verſicher. 4 1127,50 65 © | do. m. 4103,40 G 
5 — . 84,50 G In⸗ 4 eue tete Seng 99, G 
. 101 5 3 Franz. Ant. 71. 72.5 104,00 G Obligationen. Thüringer J. Ser. 4h 94,50 G 
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Meteorologiſche Beobachtungen zu Bofen. Ei 
Datum. Stunde ren] Therm. | Wind. Wolkenfer 


4. Nun Bade 10 28, 0⁰ 1 0 3 N1 gam beitef | 
08” 0, 52 — 46 NW 1 le , 


2 Mora . 28“ 1“ 17 — 80 N 1 Iheiter. St. u. - 


Waſſerſtand der Warthe. 
Boten, am . März 1875 12 Ur Mittags + Br Meter. 


Spanier 22%. 6 proz. ungar. Schatzbonds 91%. 
Eproz. ungar. Schatzbonds II. Emiſſion 89%. 
Konſols 93 916. 8 5proz. Rente 70%. D 17. 
5 proz. Ruſſen de 187199. 5proz. Ruſſ. de 1872 101 Silber A 
Türk. Anleihe de 1865 40 % 6 pro). Türken de 1868 57%. W 
Vereinigt. St. vr. 1832 104%. do. 5 pCt. fundirte 103%. 
Silberrente 68%. Oeſterr. Papierrente 64%. 


Paris, 4. März, 8 12 Ubr 40 Minuten. 
Rente 65,40, Anleihe de 1872 103, 10, Staliener „7100, 
656, 25, Lombarden 300, 00, arten 43, 45, Spanier 22, 26. 


Paris, 4. März, Nachmittags 3 Uhr. Spanier exter. Ben 1 
inter. 17. Mat 


8 Bpeoient, Rente 85, 05, Anleihe de 1072 10% 35 
Ital. 5proz. Rente 71, 00. Ital 1 —. Fran oien 8 8 
Lombard. 748 1 5 en 206, 25. 2 "Brroritäten 

Türken de 1865 43, 55 Türken de 1869 298 00. - Türkenlooſe; 1 


New⸗ (Schlußkurſe.) 
Wechſel auf 

50 755 Bones de 1885 119%, 

155 Dort 3 En 1 100% mager 

ew Vork Zentralbahn Baumwo 

ew Jo ort 16%. Baurvol e in New⸗Orleans 15%. Mehl 550. 

ie Petroleum en urn ort 15%. do. Philadelphia 15%. 

Frühjahrsweizen Mais (old mired) 91 C. Zucker 
refining ne) 755. Kaffee (Rio⸗) 17. Getreidefräacht 7. 


Deutſche und preußiſche Staatsfonds, ſowie landſchaftliche Be 
5. Rentenbriefe gingen bei recht feſter Tendenz tbeilweife leb 
r um. 

Prioritäten blieben ſtill und wenig verändert, preußiſche mehrſal 
in Frage. ö 
In Eiſenbahnaktien fanden nur mäßige Umſätze ſtatt, die Con 
waren durchſchnitelich matter. Als belebt auf herabgeiegtem RW! 
find die Rheiniſch⸗Weſtfaliſchen Bahnen zu verzeichnen, beit 
ders angeboten war Cöln⸗Minden. Von fremden Wertben ſind 5 
lizier und Rumänen als matt und ruhig, Schweizer Weſibahn 
feſt zu verzeichnen. b 

Bankaktien und Induſtriepapiere blieben ftill, spekulative Devi 
waren matt aber lebhafter. Laurahütte weſentlich niedriger. 
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